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Richtlinie für die Gewährung von Sonderbedarfszuweisungen nach 

§ 25 Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern

(Sonderbedarfszuweisungsförderrichtlinie – SBZFöRL M-V)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Inneres und Bau

Vom 12. Dezember 2025

VV Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 6030 - 10

Das für Kommunalangelegenheiten zuständige Ministerium erlässt im Einvernehmen mit dem Finanzministerium sowie nach Anhö-
rung des Landesrechnungshofes folgende Verwaltungsvorschrift:

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Mecklenburg-Vorpommern gewährt Zuwen-
dungen als Sonderbedarfszuweisungen auf Grundlage 
des § 25 Absatz 2 des Finanzausgleichgesetzes Meck-
lenburg-Vorpommern (FAG M-V) vom 9. April 2020 
(GVOBl. M-V S. 166), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 15. Mai 2025 (GVOBl. M-V S. 214) geän-
dert worden ist, nach Maßgabe dieser Richtlinie und der 
Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Landeshaushalts-
ordnung MecklenburgVorpommern (VV zu § 44 LHO).

1.2 Zuwendungszweck ist die finanzielle Unterstützung von 
investiven und nicht investiven Vorhaben des eigenen 
Wirkungskreises,

a) bei denen sich der Antragsteller in einer außerge-
wöhnlichen Lage befindet oder besondere Aufgaben 
zu erfüllen hat (§ 25 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 FAG 
M-V),

b) die zu den pflichtigen Aufgaben im eigenen Wir-
kungskreis gehören (§ 25 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
FAG M-V) oder

c) die zur Förderung von Verwaltungskooperationen 
oder -fusionen beitragen oder für die ein besonderes 
öffentliches Interesse besteht (§ 25 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 3 FAG M-V).

1.3 Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf die Gewäh-
rung einer Zuwendung besteht nicht. Die Bewilligungs-
behörde entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Er-
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
Aus einer gewährten Zuwendung erwächst kein An-
spruch auf eine erneute oder weitere Zuwendung.

1.4 Soweit das Land über den Betrag nach § 25 Absatz 1 
Satz 1 FAG M-V hinaus Mittel für Sonderbedarfszuwei-
sungen bereitstellt, die dem Gegenstand der Zuwendung 
nach Nummer 2 dieser Richtlinie entsprechen, können 
diese Mittel ebenfalls nach Maßgabe dieser Richtlinie 
gewährt werden. Dies gilt in Ausnahme von Nummer 1.2 
dieser Richtlinie auch für Vorhaben des übertragenen 
Wirkungskreises.

2 Gegenstand der Zuwendung

2.1 Die Zuwendungen werden zur Finanzierung von Vorha-
ben nach § 25 Absatz 2 FAG MV gewährt, die zur Erneu-

erung, Verbesserung oder Erhaltung der kommunalen In-
frastruktur beitragen, von überörtlicher Bedeutung sind 
oder für die ein besonderes öffentliches Interesse besteht. 
Hierzu zählen insbesondere folgende Investitionen sowie 
nicht investive Leistungen und Vorhaben:

a) auf Grundlage des § 25 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
FAG M-V Vorhaben, die infolge von Elementarscha-
densereignissen unmittelbar und zeitnah erbracht 
werden müssen (in der Regel unvorhersehbar und 
unabweisbar),

b) auf Grundlage des § 25 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
FAG M-V  Vorhaben, die der zentralörtlichen Funk-
tion dienen,

c) auf Grundlage des § 25 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
FAG M-V Vorhaben, die im Bereich der pflichtigen 
Aufgaben im eigenen Wirkungskreis liegen,

d) auf Grundlage des § 25 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 
FAG M-V:

aa) Vorhaben, die zur Förderung oder Umsetzung 
von Verwaltungsfusionen oder Verwaltungsko-
operationen beitragen,

bb) Vorhaben, die sachgerecht sind, da ein besonde-
res ö  entliches Interesse besteht, insbesondere:

– landespolitische Vorhaben,

– Vorhaben des ebenenübergreifenden 
EGovernments,

– Vorhaben zur nachhaltigen Entlastung kom-
munaler Haushalte oder für das Erreichen 
von wirtschaftlichen Synergien,

– Vorhaben, die eine überregionale Bedeutung 
beziehungsweise Auswirkung haben (zum 
Beispiel Modellprojekte, speziÞ sche Bil-
dungseinrichtungen),

– Vorhaben, die aus einer Teilnahme an Bun-
des-, Landes- oder Sonderprogrammen re-
sultieren.

2.2 Die Zuwendungen für Vorhaben nach Nummer 2.1 kön-
nen als Komplementärfinanzierung für Vorhaben bewil-
ligt werden, die durch Zweckzuweisungen der Landkrei-
se, des Landes, des Bundes oder der Europäischen Union 
gefördert werden.
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2.3 Bei freien Kassenmitteln können Zuwendungen zur Ab-
deckung besonderer, temporärer Liquiditätsbedarfe für 
einen befristeten Zeitraum als rückzahlbare Liquiditäts-
hilfe zur Verfügung gestellt werden (§ 25 Absatz 2 Satz 4 
FAG M-V). Dies gilt auch für Projekte des übertragenen 
Wirkungskreises. Sie sind als Kassenkredit vom Land zu 
behandeln, es gelten die Vorgaben des § 53 der Kommu-
nalverfassung für das Land MecklenburgVorpommern 
(KV M-V).

3 Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger und damit antragsberechtigt sind 
Gemeinden, Ämter, Landkreise und Zweckverbände. 
Eine Weitergewährung der Zuwendungen durch den Zu-
wendungsempfänger an Dritte sowie sonstige Weiterlei-
tungen sind ausgeschlossen.

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Zuwendungen werden grundsätzlich nur für solche Vor-
haben gewährt, die vor Antragstellung noch nicht begon-
nen wurden. Diese Zuwendungsvoraussetzung gilt nicht 
bei der Beseitigung von Schäden in Folge von Elemen-
tarschadensereignissen (Nummer 2.1 Buchstabe a). Der 
Antrag gilt mit Eingang bei der Bewilligungsbehörde als 
gestellt. Der Zeitpunkt des Antragseinganges und damit 
des möglichen vorzeitigen Vorhabenbeginns ergibt sich 
aus der Bestätigung des Antragseingangs durch die Be-
willigungsbehörde. Als Vorhabenbeginn ist grundsätz-
lich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden 
Lieferungs- oder Leistungsvertrags zu werten. Bei Bau-
leistungen gelten Planung, planungsbezogene Bodenun-
tersuchungen, Grunderwerb, Herrichten des Grundstücks 
und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnah-
men) nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn, sie 
sind alleiniger Zweck der Zuwendung.

4.2 Die Gesamtfinanzierung des Vorhabens und die Finan-
zierung der Folgekosten müssen gesichert sein. Zuwen-
dungen werden nur gewährt, wenn die Aufbringung der 
erforderlichen Eigenmittel und die mit dem Vorhaben 
verbundenen Folgekosten mit der dauernden finanziellen 
Leistungsfähigkeit vereinbar sind. Der Antragsteller hat 
hierzu und zu seiner finanziellen Leistungsfähigkeit im 
Antragsformular eine Erklärung abzugeben. Die Bewer-
tung der dauernden finanziellen Leistungsfähigkeit richtet 
sich nach dem rechnergestützten Haushaltsbewertungs- 
und Informationssystem der Kommunen (RUBIKON). Zu 
den Voraussetzungen für die Vereinbarkeit mit der dau-
ernden finanziellen Leistungsfähigkeit wird auf Num-
mer 1.1.2 der Verwaltungsvorschriften für Zuwendungen 
zur Projektförderung an kommunale Körperschaften 
(VV-K) verwiesen.

4.3 Bei Zuwendungen für Investitionen sowie Instand-
haltungsmaßnahmen im baulichen Bereich ist Voraus-
setzung, dass Zuwendungsempfänger und Eigentümer 
identisch sind oder dass der Zuwendungsempfänger über 
eigentumsgleiche Rechte (zum Beispiel grundbuchlich 
verliehene Nutzungsrechte, Erbbaurechte) oder Lang-
zeitpachtverträge verfügt. Die Nutzungsberechtigung 
muss mindestens den Zeitraum der Zweckbindungsfrist 
(in der Regel 12 Jahre) umfassen.

4.4 Zuwendungen nach Nummer 2.1 Buchstabe b bis d sol-
len grundsätzlich nur gewährt werden, wenn der Zuwen-
dungsbetrag bei Investitionen 50 000 Euro und bei nicht 
investiven Zwecken 10 000 Euro nicht unterschreitet. 
Die Erhöhung einer Zuwendung (Nachfinanzierung) darf 
den Betrag von 10 000 Euro nicht unterschreiten.

4.5 Die Gewährung einer Zuwendung als Liquiditätshilfe 
nach Nummer 2.3 setzt mit Blick auf die Rückzahlungs-
verpflichtung zwingend eine tragfähige Liquiditätspla-
nung voraus.

5 Zuwendungsart, Finanzierungsart, Höhe der Zuwen-

dung

5.1 Die Zuwendungen werden im Rahmen der Projektförde-
rungen in der Regel bis zur Höhe von 6 000 000 Euro 
als Festbetragsfinanzierung in Form einer nicht rückzahl-
baren Zuwendung gewährt. Darüber hinaus wird die Zu-
wendung grundsätzlich als Anteilfinanzierung gewährt.

5.2 Die Förderquote bezogen auf den zuwendungsfähigen 
Betrag beträgt grundsätzlich bei einem Zuwendungs-
empfänger, der nach RUBIKON:

a) über eine gesicherte dauernde
finanzielle Leistungsfähigkeit 
(grün) verfügt: bis zu 50 Prozent

b) über eine eingeschränkte dauernde
finanzielle Leistungsfähigkeit 
(gelb) verfügt: bis zu 60 Prozent,

c) über eine gefährdete dauernde
finanzielle Leistungsfähigkeit 
(orange) verfügt: bis zu 70 Prozent,

d) über eine weggefallene dauernde
finanzielle Leistungsfähigkeit 
(rot) verfügt: bis zu 75 Prozent.

5.3 Die Zuwendungsempfänger haben bis zur Antragsfrist 
nach Nr. 7.1 einen festgestellten Jahresabschluss für das 
Vorvorjahr der Antragsfrist vorzulegen. Eine Nachrei-
chung bis zum 31.12. des Jahres nach jeweiliger Antrags-
frist ist möglich. Bei nicht fristgerechter Vorlage beträgt 
die Förderquote bezogen auf den zuwendungsfähigen 
Betrag für Zuwendungen nach Nummer 2.1 Buchstabe b 
bis d höchstens 50 Prozent.

5.4 Der Zuwendungsbetrag wird grundsätzlich auf volle 100 
Euro abgerundet.

5.5 Sofern es sich bei dem Zuwendungsempfänger um ein 
Amt handelt, ist die dauernde finanzielle Leistungsfähig-
keit der amtsangehörigen Gemeinden bei der Festlegung 
der Förderquote angemessen zu berücksichtigen.

5.6 Eine höhere Förderquote kann im Einzelfall gewährt wer-
den, wenn bezüglich der Realisierung des Vorhabens ein 
besonderes Landesinteresse (zum Beispiel bei Beteiligun-
gen an Sonderprogrammen oder Sondervorhaben) besteht.
Vom Zuwendungsempfänger ist grundsätzlich ein Eigen-
anteil in Höhe von mindestens 10 Prozent des zuwen-
dungsfähigen Betrages zu tragen.
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5.7 Sofern Teile des Vorhabens durch Mittel Dritter oder 
sonstige Einzahlungen finanziert werden und keine ge-
sonderten Regelungen festgelegt sind, mindern diese den 
zuwendungsfähigen Betrag, es sei denn, diese betreffen 
einen abgegrenzten Teil des Vorhabens, der nicht nach 
dieser Verwaltungsvorschrift gefördert wird. Ausgenom-
men hiervon sind zweckgebundene Spenden. Sie sind als 
Einzahlungen zu berücksichtigen und vollständig auf den 
Eigenanteil anzurechnen.

5.8 Nicht zuwendungsfähig sind:

a) bei Feuerwehrfahrzeugen:

– Auszahlungen, die den vom LPBK M-V festge-
setzten Pauschalpreis (Grundfahrzeug inklusive 
Standardbeladung) übersteigen,

– Auszahlungen für die Durchführung der Aus-
schreibung durch Dritte,

b) Auszahlungen für Ausstattung (Kostengruppe 600 
nach DIN 276, Ausgabe 2018-12, die beim Beuth-
Verlag-GmbH, Berlin erschienen und beim Deut-
schen Patentamt in München archivmäßig gesichert 
niedergelegt ist),

c) Baunebenkosten mit einem Anteil von 50 Prozent 
(Kostengruppe 700 nach DIN 276)

d) Eigenleistungen der Zuwendungsempfänger in Form 
von eigenen Arbeitsleistungen und Materialbereit-
stellungen,

e) Finanzierungskosten,

f) Leistungen der öffentlichen Verwaltung,

g) Sicherheitseinbehalte, die nicht entsprechend § 17 
Abs. 6 Teil B der Vergabe- und Vertragsverordnung 
für Bauleistungen verbucht werden,

h) Tagegeld und Übernachtungskosten,

i) Umsatzsteuer, soweit diese als Vorsteuer absetzbar ist,

j) Verdienstausfallkosten,

k) Versand- und Überführungskosten und

l) Skonti und Rabatte.

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Die Zuwendung ist gegenüber dritten Zuwendungsge-
bern als (fremdfinanzierter) Eigenanteil anzugeben.

6.2 Die Dauer der zeitlichen Bindung (Zweckbindungsfrist) 
wird in Abhängigkeit des Zuwendungszwecks mit dem 
Zuwendungsbescheid festgelegt. Sie beträgt bei Zuwen-
dungen für Investitionen sowie Instandhaltungsmaß-
nahmen im baulichen Bereich in der Regel 12 Jahre, für 
IT, Kommunikationstechnik und im Innovationsbereich 
3 Jahre, in allen anderen Fällen grundsätzlich 5 Jahre. 
Die Einhaltung einer zweckentsprechenden Nutzung des 
Fördergegenstandes ist mit dem Verwendungsnachweis 
und auf Anforderung des Zuwendungsgebers oder des 

von ihm Beauftragten bis zum Ende der Zweckbindung 
zu bestätigen.

6.3 Zuwendungen für Investitionen gelten als zweckge-
bundene Zuwendungen im Sinne des § 37 Absatz 2 der 
Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik und sind als 
Sonderposten zum Anlagevermögen in der Bilanz des 
Antragstellers auszuweisen.

6.4 Das Erfordernis einer baufachlichen Prüfung für Bauvor-
haben richtet sich nach Nummer 6 in Verbindung mit An-
lage 1 der VV zu § 44 LHO (VV-K).

7 Verfahren

Es wird jährlich ein Hinweisschreiben zum Antrags- und 
Auswahlverfahren herausgegeben. 
Die Versendung erfolgt digital an alle Landkreise, kreis-
freien Städte, großen kreisangehörigen Städte und an 
die unteren Rechtsaufsichtsbehörden, an letztere mit der 
Bitte um Weiterleitung an die ihrer Rechtsaufsicht unter-
stehenden amtsfreien Gemeinden und Ämter. Eine Kopie 
des Hinweisschreibens erhalten die Kommunalen Lan-
desverbände M-V zur Kenntnis.

7.1 Antragsverfahren

Zuwendungen werden nur auf formgebundenen Antrag, 
der digital in dem für Kommunalangelegenheiten zu-
ständigen Ministerium eingegangen sein muss, gewährt. 
Das für die Antragstellung erforderliche Formular steht 
auf der Internetseite (www.regierung-mv.de/Landesre-
gierung/im/Kommunales/Kommunale-Investitionsför-
derung) des für Kommunalangelegenheiten zuständigen 
Ministeriums zur Verfügung. Die mit dem Antrag einzu-
reichenden Unterlagen sind in dem Formular bezeichnet. 
Diese Unterlagen sind digital an das Funktionspostfach 
des für Kommunalangelegenheiten zuständigen Minis-
teriums (SBZ@im.mv-regierung.de) mit folgenden Be-
tre  -Angaben zu senden:

– mit dem Namen des Antragstellers einschließlich der 
Benennung seiner  Kreiszugehörigkeit und

– mit dem Vorhabentitel aus dem Formular der Antrag-
stellung.

Die Bewilligungsbehörde kann die Vorlage weiterer 
Unterlagen verlangen, soweit dies zur Entscheidung über 
den Antrag erforderlich ist. 

Anträge auf Zuwendung für Vorhaben nach Nummer 2.1 
Buchstabe b bis d sind dem für Kommunalangelegenhei-
ten zuständigen Ministerium bis zum 31. Oktober eines 
jeden Jahres für das Auswahlverfahren des Folgejahres 
vorzulegen.

7.2 Auswahlverfahren

Das für Kommunalangelegenheiten zuständige Ministe-
rium entscheidet im Einzelfall nach pß ichtgemäßem Er-
messen über Anträge

a) gemäß Nummer 2.1 Buchstabe a und Nummer 2.3 – 
unmittelbar im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel,
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b) gemäß Nummer 2.1 Buchstabe b bis d - jährlich im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel auf der 
Grundlage einer Prioritätenliste.

Es werden jährlich fachliche Schwerpunkte sowie die 
Gestaltung der Auswahlkriterien festgesetzt, die mit dem 
jährlichen Hinweisschreiben bekannt gegeben werden.

7.3 Bewilligungsverfahren

Das für Kommunalangelegenheiten zuständige Ministe-
rium erlässt den Zuwendungsbescheid. Es kann das Ver-
fahren auf Dritte übertragen.

7.4 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Zuwendung kann abweichend von Nummer 5.3.1.2 
der VV zu § 44 LHO angefordert werden, sobald der 
Zuwendungsempfänger Zahlungen für den geförderten 
Zweck zu leisten hat. Voraussetzung für eine Auszahlung 
ist, dass die zu leistenden Zahlungen zum Zeitpunkt des 
Abrufs mindestens 10 Prozent der erwarteten Gesamtaus-
zahlungen des Vorhabens betragen und der Auszahlung 
keine mit dem Zuwendungsbescheid festgesetzten zusätz-
lichen Auszahlungsbedingungen entgegenstehen. Eine 
Auszahlung ist auch für Mittel möglich, die nicht inner-
halb von drei Monaten nach Auszahlung für fällige Zah-
lungen im Rahmen des Zuwendungszwecks benötigt wer-
den. Bei Teilauszahlungen wird der Auszahlungsbetrag 
auf volle hundert Euro abgerundet. Eine Schlussrate in 
Höhe von mindestens 5 Prozent wird bis zur Vorlage des 
Verwendungsnachweises einbehalten. Sie kann bereits mit 
Vorlage des Verwendungsnachweises abgerufen werden.
Der für den Abruf erforderliche Vordruck wird dem Zu-
wendungsempfänger nach eingetretener Bestandskraft 
des Zuwendungsbescheides elektronisch (per E-Mail) 
zugesendet.

7.5 Verwendungsnachweisverfahren

Prüfbehörde für das Verwendungsnachweisverfahren ist 
das Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern (LFI). 
Die Einreichung sämtlicher Unterlagen zum Verwen-
dungsnachweis ist in elektronischer Form unter Nutzung 
des Postfaches SBZ-LFI@im.mv-regierung.de vorzuneh-
men.

7.5.1 Bei Zuwendungsverfahren mit koordinierendem Zuwen-
dungsgeber ist der Verwendungsnachweis über die ge-

währte Zuwendung gegenüber dem koordinierenden Zu-
wendungsgeber im Rahmen des dortigen erforderlichen 
Verwendungsnachweises zu erbringen. Eine Kopie des 
beim koordinierenden Zuwendungsgeber eingereichten 
Verwendungsnachweises ist gleichzeitig an das LFI zu 
senden. Der Zuwendungsempfänger informiert das LFI 
unverzüglich über das Ergebnis der Verwendungsnach-
weisprüfung. Das LFI prüft auf dieser Grundlage die 
Verwendung der Zuwendung und fordert gegebenenfalls 
weitere Unterlagen vom Zuwendungsempfänger an.

7.5.2 In allen anderen Fällen ist der Verwendungsnachweis 
innerhalb von 6 Monaten nach Ablauf des Bewilligungs-
zeitraumes gegenüber dem LFI zu erbringen.

Gemäß Nummer 5.3.6.2 der VV zu § 44 LHO kann bei 
FestbetragsÞ nanzierung das LFI einen angemessenen 
Nachweis der Durchführung des Vorhabens zulassen.

Der für den Verwendungsnachweis erforderliche Vor-
druck wird dem Zuwendungsempfänger nach eingetrete-
ner Bestandskraft des Zuwendungsbescheides oder nach 
Anforderung elektronisch (per E-Mail) zugesendet.

Das LFI prüft jeden Verwendungsnachweis kursorisch 
(Nummer 11.1 VV zu § 44 LHO) sowie eine Auswahl 
aller Verwendungsnachweise entsprechend einer Stich-
probenregelung vertieft.

7.6 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu § 44 
der LHO, soweit nicht in dieser Verwaltungsvorschrift 
Abweichungen zugelassen sind, und das Landesverwal-
tungsverfahrensgesetz.

8 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2026 in Kraft.
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